
Erklärung 
Wir, Gewerkschafter, Sozialdemokraten und politisch  Engagierte, die sich am 15.2. zur bundesweiten 
Arbeitnehmerkonferenz in Berlin versammelt haben, ve rtreten  den Widerstand und die Kämpfe 

gegen die Privatisierung und das Kaputtsparen der kommunalen Daseinsvorsorge, von Krankenhäusern, Bildung, 
Nahverkehr…, unter dem Diktat der Schuldenbremse;  

gegen die Flucht aus dem Flächentarifvertrag, die Ausweitung von Niedriglöhnen, prekärer Beschäftigung und 
gegen Arbeitsplatzvernichtung unter dem Gebot der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit.  

Die große Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung und Ju-
gend wollte, dass Schluss ist mit dieser zerstörerischen 
Agenda-Politik. Sie hat das auch in allen Wahlen zum Aus-
druck gebracht. Das traf besonders die SPD, deren Füh-
rung die Bankenrettungs- und Agenda-Politik nicht nur aus 
der Opposition heraus unterstützt und toleriert sondern in 
den Ländern auch selber umgesetzt hat, bis in die Kommu-
nen hinein. 

Die Mehrheit wollte den wirklichen Politikwechsel! Un d 
das will sie auch weiterhin! 

Wir haben voll Hoffnung die Erhebung der SPD-Mitglieder-
basis erlebt und viele von uns haben mit ihr in der SPD ge-
gen den Gang in die Große Koalition gekämpft, die von der 
Führung um Gabriel mit allen Mitteln und unter Verspre-
chungen von Korrekturen an der Agenda vorangetrieben 
wurde. Denn: 
„In der Großen Koalition und mit Merkel kann es ein en 
solchen politischen Wechsel nicht geben!“  

Tatsächlich werden im Koalitionsvertrag für das Regie-
rungsprogramm erneut die ehernen Gesetze der Agenda-
Politik definiert:  
„Die konsequente Einhaltung der Schuldenbremse“ 
und die „Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit“!  Für die 
Schuldenbremse gibt es nur eine Ausnahme: die weitere 
Milliardenflutung der Banken. 

Damit hat die neue Große Koalitionsregierung, in vollem 
Einverständnis mit der SPD-Verhandlungsführung, ihr wirk-
liches Programm enthüllt, das für Deutschland und für ganz 
Europa gilt: 
Die Fortsetzung der Banken-Rettungs- und Agenda-Po-
litik! 

D.h. für die Arbeitnehmer und Völker Europas und in 
Deutschland die Fortsetzung von Sparzwang und Privatisie-
rungen, des Sozial-, Lohn- und Arbeitsplatzabbaus, sowie 
der Zersetzung ihrer Arbeitnehmer- und Gewerkschafts-
rechte. Die Einschränkung der Demokratie, der Souveräni-
tät und des Selbstbestimmungsrechts der Völker. 

Es gibt erste Erfahrungen mit dieser Politik der Gr oßen 
Koalition,  
die von den Landesregierungen aller politischen Couleur 
umgesetzt und eigenständig praktiziert und den Kommunen 
aufgezwungen wird.  

- Diese Regierung verweigert die immer dringender ein-
geforderten Finanzmittel für die Rettung der Kommu-
nen, der öffentlichen und sozialen Infrastruktur, und sie 
fördert weiterhin Tarifflucht, Lohnverzicht und der Pre-
karisierung von Arbeitnehmern und Jugendlichen. 

- Die einschneidenden Kürzungen der Rente und die 
Senkung des Rentenniveaus werden nicht aufgehoben, 
so dass sich eine steigende Zahl von Menschen wei-
terhin der Altersarmut ausgeliefert sieht.  

- Die Große Koalition hält fest an der Zwei-Klassen-Medi-
zin und dem Kostendumping-Wettbewerb auf Kosten 
des Personals, der Versorgungsleistungen und Sachin-
vestitionen. In den Ländern geht die Privatisierung und 
Schließung von Krankenhäusern, die Streichung von 
Stellen und Betten weiter.  

Der SPD-Wirtschaftsminister der Großen Koalition, Sigmar 
Gabriel, ruft die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften 
zum Maßhalten in der beginnenden Tarifrunde  auf und 
will die Lohnerhöhungen der Produktivitätssteigerung unter-
ordnen. Er verkündet eine politische Lohnleitlinie von ca. 
2%, um „die Beschäftigung nicht zu gefährden.“  

Die Gewerkschaften ver.di, GEW und GdP sowie der Be-
amtenbund DBB fordern für die 2,1 Millionen Beschäftigten 
des Bundes und der Kommunen eine 100 Euro Sockelan-
hebung plus 3,5% für eine „deutliche Reallohnsteigerung“. 
(Das sind im Durchschnitt 6,7%, so ver.di-Vorsitzender 
Bsirske)  

Der Bundesinnenminister Thomas de Maizière weist diese 
Forderung schroff zurück, im Namen des Gebotes der 
„Haushalts- und Krisenkonsolidierung“ durch die Schulden-
bremse. Die Vereinigung der Kommunalen Arbeitgeberver-
bände wiederum droht ver.di mit einem „Mehr an Ausgliede-
rung (aus dem Flächentarifvertrag) und Privatisierung z.B. 
bei der Müllabfuhr und im Nahverkehr“. 

Die Kollegen haben immer ihre Kampfbereitschaft bewie-
sen. Ihre vereinte, gewerkschaftlich organisierte Kampfkraft 
ist das einzige Mittel, um das Diktat der Schuldenbremse 
und auch die Lohnleitlinie zu durchbrechen und für alle Be-
schäftigten die geforderte Reallohnerhöhung zu erkämpfen. 
Einschließlich der Garantie für die volle Übertragung des 
Ergebnisses auf die Beamten; und der Garantie für den 
Verzicht auf alle angedrohten „Kompensationen“ wie Priva-
tisierung und Ausgliederung.  

In Berlin  wollen die Beschäftigten ihre Gewerkschaft ver.di 
mit dem Kampf für ihre Forderungen der Verteidigung und 
Wiederherstellung der öffentlichen Daseinsvorsorge gegen 
das Spardiktat des SPD/CDU-Senats beauftragen. Sie 
brauchen gleichzeitig die Einheit mit den kommunalen Man-
datsträgern, die gegen den Sparhaushalt kämpfen wollen, 
für die gemeinsame Mobilisierung der Beschäftigten und 
der Bevölkerung. 

Bei der Deutschen Telekom  sieht ver.di sich zu einem Ar-
beitskampf herausgefordert. Im Namen stärkerer Wettbe-
werbsfähigkeit macht das Unternehmen mit der Ankündi-
gung, 4.000 – 6.000 Arbeitsplätze zu vernichten, Druck für 
Lohnverzicht, gegen die Forderung nach 5,5% mehr Lohn 
für die 97.000 Beschäftigten. Ist es da nicht das absolute 
Recht der Gewerkschaft, mit allen Kollegen vereint den Ar-
beitskampf für die Erhöhung des Reallohns und die Vertei-
digung aller Arbeitsplätze zu organisieren?  

Die Beschäftigten von Amazon wie die angestellten Leh-
rer  – vor allem in Berlin - kämpfen seit Monaten mit ihrer 
Gewerkschaft für einen Tarifvertrag, den das Unternehmen 
im Namen der Wettbewerbsfähigkeit und der Berliner Se-
nat, trotz aller formeller Ausflüchte, in sturer Unterwerfung 
unter den Sparzwang verweigern. 

Gibt es einen anderen Weg als den Einsatz der gesamten 
Kampfkraft der Gewerkschaft ver.di für die einen und als die 
vereinte Organisierung des Kampfes aller Lehrer - Ange-
stellte und Beamte - durch die Gewerkschaft GEW, um 
diese Weigerung zu überwinden? 

Von einem allgemeinen Mindestlohn  erhoffen sich vor al-
lem die KollegInnen, die durch die Agenda-Politik aus tarif-
lich und gesetzlich geschützten Normalarbeitsverhältnissen 



geworfen wurden oder von Anfang an ausgesperrt blieben, 
einen Schutz vor den schlimmsten Formen der Elends-
löhne.  

Der beabsichtigte Mindestlohn wird aber weder die Weiter-
existenz von Billiglöhnen für viele Arbeitnehmer verhindern, 
noch die Vermehrung des Millionenheeres des „modernen“ 
Prekariats, besonders auch der Jugend. Und die Arbeitge-
berverbände drängen darauf, dass die Mindestlohnanhe-
bungen kompensiert werden müssen, z.B. durch Senkung 
der Lohnkosten an anderer Stelle, über die Erpressung von 
Öffnungsklauseln und Tarifflucht aus den Flächentarifver-
trägen. 

Gibt es, um das zu verhindern, einen anderen Weg, als den 
gewerkschaftlichen und politischen Kampf für das Verbot 
jeglicher Form von Tarifflucht und für die Wiederherstellung 
der Tarifbindung durch allgemeinverbindliche Flächentarif

verträge für alle Beschäftigten der Branche? 

Geprägt von der historischen Erfahrung der deutschen Ge-
werkschaftsbewegung mit dem Faschismus, lehnen wir 
weiterhin jede Form staatlicher Lohnfestsetzung entschie-
den ab. In Verteidigung ihrer Unabhängigkeit können die 
Gewerkschaften nur in einer Mindestlohnkommission Platz 
nehmen, die eine wirklich demokratische Verhandlungs-
kommission ist, in der sie in Augenhöhe, gestützt auf ihre 
Kampffähigkeit, verhandeln. Darin kann die Höhe des all-
gemeinen Mindestlohns erkämpft und die Allgemeinver-
bindlicherklärung des Verhandlungsergebnisses durch die 
Regierung beantragt werden. Die spätere Anpassung des 
allgemeinen tariflichen Mindestlohns muss sich an der Ent-
wicklung des Tariflohns orientieren. Diese Fragen wollen wir 
in die Diskussion der Arbeiterbewegung einbringen, sowohl 
in den Gewerkschaften wie auch politisch. 

 

Die TeilnehmerInnen der Arbeitnehmerkonferenz in Berl in am 15. 2. 2014 bekräftigen: 

Wie nie zuvor ist es notwendig, die Unabhängigkeit u nserer Gewerkschaften gegen den Druck zu verteidigen , sie 
den Zwängen der Schuldenbremse und der Wettbewerbsf ähigkeit zu unterwerfen.  

In jeder Stadt wollen wir die kontinuierliche Diskus sion und den Meinungsaustausch unter Gewerkschafter Innen, 
SozialdemokratInnen und politisch engagierten Kolle gInnen organisieren, die diese politischen Position en teilen 
und dafür eintreten wollen,  

- dass der vereinte Kampf der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen für ihre unabhängigen Forderungen 
die Kraft schafft, um die Gebote der Schuldenbremse/ Sparpolitik und der Wettbewerbsfähigkeit zu durch-
brechen; 

- dass die Einheit der Arbeitnehmer und ihrer Organis ationen verwirklicht wird, die sich erfolgreich geg en die 
Fortsetzung der Agenda-Politik durch die Regierung d er Großen Koalition wie durch die Landesregierungen 
und auf kommunaler Ebene stemmen kann. 

Der Kampf für das Nein zur Fortsetzung der Bankenrettu ngs- und Agenda-Politik durch die Große Koalition öf fnet 
den Weg für das Nein zur EU und ihrer Verträge, zur T roika (aus EU, EZB und IWF) und ihren Programmen, wel che 
diese Politik allen Ländern Europas aufzwingen und vom „Parlament“ der Europäischen Union dabei stets a bge-
deckt werden.  

******** 

Auf Vorschlag deutscher und spanischer Kollegen, die am 28. September 2013 an einen Meeting der POI, unabhängige 
Arbeiterpartei Frankreichs, in Paris teilgenommen haben, wird in dieser Stadt  
am 1./2. März eine europäischen Konferenz organisiert.  
KollegInnen aus 18 Ländern Europas haben sich bisher angemeldet. 
Die neue Regierung der Großen Koalition unter Kanzlerin Merkel hat sich der Politik der unbegrenzten Bankenrettung, der 
Sparpolitik- und der Deregulierung und Arbeitsmarktreformen verschrieben. Mit ihrer Unterwerfung unter die Anforderun-
gen des Finanzkapitals für die Eurorettung macht sie sich zum Träger für die Umsetzung der Politik der Troika aus EU, 
EZB und IWF in ganz Europa – wie auch in Deutschland. 

Die europäische Konferenz wird ein Stützpunkt sein fü r unseren Kampf gegen die Fortsetzung dieser Politik  in 
Deutschland. Deshalb mandatieren wir eine starke Deleg ation, um unsere Bemühungen mit den Delegationen der 
anderen europäischen Länder zu verbinden und zu hel fen, die vereinte Kampfkraft der Arbeiterschaft und ihrer 
Organisationen und der Jugend gegen die Politik der  EU/Troika in jedem Land aufzubauen und uns dafür un terei-
nander zu koordinieren. 

Erstunterzeichner/-innen:  Michael Altmann (ver.di-VM, SPD, AfA-Hessen-Süd); Heidi Becherer (DGB, Stadtverordnete Chemnitz, SPD/AfA); Bernd Bahr 
(ver.di, SPD/AfA); Detlef Bahr (ver.di); Peter Beyer (ver.di); Manfred Birkhahn (ver.di); Carla Boulboullé (GEW, Redaktion »Soziale Politik & Demokratie«); Gaby Brandt 
(ver.di, BR); Kerstin Bunz, (ver.di, SPD); Matthias Cornely (IGM, Betriebsratsvors., SPD/AfA); Monika de Neve (ver.di); André Fernitz (ver.di); Bernd Flore (SPD/AfA); 
Henning Frey (GEW-VM, SPD); Kerstin Fürst (EVG), Michael Futterer (Stellv. Landesvors. GEW-BaWü, SPD); Carmen Gellrich (ehem. SPD); Eva Gürster (Mitglied im 
Präsidium des ver.di-Fachbereichsvorst. 3, SPD); Ute Grahl (SPD); Gaby Hahn, (DGB-Stadtverbandsvors., SPD, AfA-UB-Vors.); Christian Hass (ver.di, SPD, AfA-Lan-
desvors.); Eberhard Henze (ver.di, AfA); Hannelore Jerichow (ver.di, Bezirksvorst.); Mirco Kischkat (ver.di, SPD/AfA); Ulrike Kölver (SPD, Berliner Wassertisch); Peter 
Kreutler (ver.di Bezirksvorst., SPD, stellv. AfA-Unterbezirksvors. D‘dorf); Gotthard Krupp (ver.di Bezirksvorst., SPD, AfA-Landesvorst. Berlin); Hubert Kucharczyk (ver.di); 
Bernd Kursawe (ver.di, SPD/AfA); Winfried Lätsch (NGG); Monika Leisling (ver.di); Barbara Ludwig (GEW, SPD); Helmut Ludwig; Wolfgang Mahnke (ver.di); Sven Meyer 
(ver.di, SPD, Vors. AfA Berlin, Reinickendorf); Hans-Jörg Miller (ver.di, SPD/AfA); Wolfgang Mix (GEW, Vorst. Abt. Wiss. der GEW Berlin); Katja Moses (ver.di, SPD); 
Norbert Müller (ver.di, SPD); Paul Paternoga (IGM, SPD); Peter Polke (EVG, BR, S-Bahn); Michael Poranski (ver.di); Marcel Prange (GdL); Volker Prasuhn (ver.di, SPD 
AfA-Vors. Berlin, Tempelhof-Schöneberg); Peter Reimund (AfA-Vors. Berlin-Lichtenberg); Peter Rüssmann (GEW, Bildet Berlin); Peter Saalmüller (ver.di, SPD); Gerlinde 
Schermer (Berliner Wassertisch, SPD); Klaus Schüller (EVG, stellv. AfA-Landesvors. Thüringen); Anna Schuster (ver.di); H.-W. Schuster (ver.di, SPD, AfA UB-Vors. 
D‘dorf); Beate Sieweke (ver.di, SPD, AfA-Landesvorst. NRW); Olaf Timmermann (ver.di, SPD); Micha Trampf; Werner Uhde (ver.di, Internationale Arbeitnehmerverbin-
dung-IAV); Hans Weigt (ver.di); Herbert Wernecke (ver.di); Monika Wernecke (ver.di, Die Linke); Axel Zutz (IG BAU, SPD, AfA-Vors. Berlin, Friedrichshain-Kreuzberg) 

 

Ich unterzeichne diese Erklärung mit meinem Namen:  

Name/Vorname    Adresse/E-Mail/Fax     Organisation (Funktion)  

 

v.i.S.d.P.: G. Krupp   –   GotthardKrupp@t-online.de  –  Fax 030.3131659  –  Knesebeck- 98, 10623 Berlin 


